Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das Übereinkommen Nr. 62 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 23. Juni 1937 
über Unfallverhütungsvorschriften bei Hochbauarbeiten 

- Drucksache 913 - 


A. Bericht des Abgeordneten Franzen: 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner 13. Sit- 
zung am 9. November 1954 den Entwurf eines Ge- 
setzes betreffend das Übereinkommen Nr. 62 der 
Internationalen Arbeitsorganisation vom 23. Juni 
1937 über Unfallverhütungsvorschriften bei Hoch- 
bauarbeiten — Drucksache 913 — beraten und be- 
schlossen. 

Der Bundestag wolle beschließen, dem Entwurf 
unverändert zuzustimmen. 

Der Teil I des Übereinkommens Nr. 62 verpflich- 
tet jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorga- 
nisation, durch Gesetzgebung die Durchführung der 
in den Teilen II bis IV aufgestellten Grundsätze 
bzw. Bestimmungen vorzuschreiben und zur Über- 
wachung derselben einen Aufsichtsdienst einzu- 
richten. Diese Verpflichtungen erfüllen die Vor- 
schriften der §§ 120 e und 139 b der Gewerbeordnung. 

Gemäß § 139 b wird der Aufsichtsdienst von den 
mit Polizeibefugnissen ausgestatteten Gewerbeauf- 
sichtsbeamten der Gewerbeaufsichtsämter, die als 
staatliche Organe eingerichtet sind, ausgeübt. Hin- 
zu kommen die technischen Aufsichtsbeamten der 
Beruf sgenossens&iaften und die Baupolizeibehör- 
den. 

In den Teilen II bis IV werden Sicherungen ge- 
fordert bei Gerüsten, Arbeitsbühnen, Leitern und 
Treppen, Vorsichtsmaßnahmen bei Hebevorrich- 
tungen, Baumaschinen und Geräten und schließ- 


lich die Bereithaltung von gebrauchsfähigen Schutz- 
ausrüstungen bei gefahrvollen Arbeiten sowie die 
Bereitstellung von Sanitätsgeräten und Medika- 
menten zur ersten Hilfe bei Unfällen. Dies wird 
in den gemäß § 848 a der Reichsversicherungsord- 
nung durch die Berufsgenossenschaften zu er- 
lassenden Unfallverhütungsvorschriften gesetzlich 
sichergestellt. 

Die Durchführung und Beachtung der in den 
Unfallverhütungsvorschriften den Unternehmern 
auferlegten Verpflichtungen können unter Um- 
ständen durch polizeiliche Verfügung erzwungen 
werden. 

Im Ausschuß bestand Einmütigkeit darüber, daß 
die allgemeinen Bestimmungen der Teile II bis IV 
in dem Übereinkommen Nr. 62 durch die geltenden 
Arbeitsschutzgesetze und Vorschriften in der Bun- 
desrepublik hinreichend erfüllt sind. Dies wurde 
bereits in der Begründung der Bundesregierung 
vom 21. Oktober 1954 ausgeführt. 

Nach der Meinung des Ausschusses kann das 
Übereinkommen ratifiziert werden. 

Bonn, den 9. November 1954 

Franzen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 913 — unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 9. November 1954 

Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Franzen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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